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  Datum  Gremium  Antragsteller/innen 

Ö 20.02.2014 Ratsversammlung Ratsherr Schulz, SPD-Ratsfraktion 
Ratsfrau Hirdes, Fraktion B90/Die Grünen 
Ratsfrau Danker, SSW-Ratsfraktion 

 

Betreff: 

Kiel braucht eine angemessene Finanzausstattung! 

 
Antrag: 
 
Die LH Kiel unterstützt eine Reform des kommunalen Finanzausgleichs, die das Ziel hat, die 
Finanzausgleichsmittel aufgabengerecht zu verteilen und sowohl die besondere Belastung 
mit Sozialaufgaben als auch die zentralörtlichen Funktionen berücksichtigt. Unterschiedli-
chen Finanzbedarfen, strukturellen Unterschieden und der unterschiedlichen Intensität der 
Aufgabenwahrnehmung ist Rechnung zu tragen. 
 
Zudem ist es erforderlich, dass neuen bzw. erweiterten Aufgaben auch die entsprechenden 
finanziellen Ressourcen gegenüber stehen . Deshalb erwarten wir einerseits die strikte Ein-
haltung der Konnexität auf Landesebene und andererseits eine starke Vertretung des Lan-
des in Richtung Bund, um sicherzustellen, dass unsere Belastung durch bundesrechtliche 
Entscheidungen nicht weiter wächst. 
 
Im Rahmen des Haushaltsgenehmigungs-  als auch des Haushaltskonsolidierungsverfah-
rens erwarten wir, dass es uns nicht verwehrt wird, die notwendigen Investitionen in unsere 
Infrastruktur vorzunehmen. 

 
 
Begründung: 
 
Der kommunale Finanzausgleich muss denjenigen, die viele Aufgaben für sich und andere 
zu schultern haben, gerechter als bisher von den Mitteln profitieren lassen. Jeder Einschnitt 
in das FAG der vergangenen Jahre, traf die LH Kiel doppelt, da weder die Verteilung ge-
recht, noch der Umfang der insgesamt über das FAG verfügbaren Mittel hinreichend war. 
Insofern würde  eine Reform des FAG, die allein auf eine veränderte vertikale Verteilung 
zielt, zu kurz greifen. Anzuerkennen ist, dass seitens des Landes z.B. bei der Kita-
Finanzierung erste Schritte gegangen wurden, die Kommunen sachgerecht auszustatten. Mit 
der Reform des FAG bietet sich die Chance, diesen Weg konsequent weiter zu gehen. 
  
Das BVerwG hat mit Urteil vom 31.01.2013 (- 8 C 1/12 - ) darauf hingewiesen, dass die Ge-
meinden mindestens über so große Finanzmittel verfügen müssen, dass sie ihre pflichtigen 
(Fremd- wie Selbstverwaltungs-)Aufgaben ohne (nicht nur vorübergehende) Kreditaufnahme 
erfüllen können und darüber hinaus noch über eine “freie Spitze” verfügen müssen, um zu-
sätzlich freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben in einem bescheidenen aber dennoch merkli-
chen Umfang wahrzunehmen. 
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Nur frühzeitige, angemessene Investitionen zum Erhalt der Infrastruktur sind dazu geeignet, 
höhere Belastungen in der Zukunft und eine Schwächung unserer Wirtschaftskraft zu ver-
meiden. Nur wenn wir Investitionsausgaben in angemessenem Umfang tätigen können, wer-
den wir nicht durch vermeidbare Investitionsstaus mit höheren Kosten konfrontiert und kön-
nen dauerhaft unsere Einnahmebasis sichern. Dazu gehört auch, dass wir unseren Bürge-
rinnen und Bürgern als Gebührenzahlerinnen und Gebührenzahlern dauerhaft nur die Kosten 
aufbürden wollen und dürfen, die notwendig sind. Das Verschieben sogenannter rentierlicher 
Investitionen z.B. in Abwasserkanäle ist der falsche Weg. 
  
Eine bedarfsgerechte Verteilung der Mittel von Landes- und Bundesebene auf die Kommu-
nen ist dazu geeignet, per Saldo keine neuen Kredite aufnehmen zu müssen und zugleich 
der erste Schritt auf dem Weg zur Schuldentilgung. Unsere bereits bestehenden Altschulden 
sowie die schwere Hypothek jahrelang aufgeschobener Investitionen und die Vielzahl an 
weiteren dringend notwendigen Investitionen können wir nur unter der Grundvoraussetzung 
einer bedarfsgerechten Verteilung der Landes- und Bundesmittel erfolgreich etwas 
entgegensetzen. 

 
 
Gez. Ratsherr Wolfgang Schulz f.d.R. 
 
Gez. Ratsfrau Dagmar Hirdes f.d.R. 
 
Ratsfrau Antje Danker 
 
 
 
 
 
 
 


